
Berliner Politik aus Sicht Ihres Wahlkreisabgeordneten in Karlsruhe-Land 

«Es geht wirk-
lich um Leben 
und Tod.» 

(Bayerns Ministerpräsi-
d e n t  M a r k u s 
Söder (CSU)  am Sams-
tagmorgen im Radiosen-
der Antenne Bayern 
über die Folgen der 
Corona-Krise.) 
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In dieser Ausgabe:

In dieser Sitzungswo-
che hat der Deutsche 
Bundestag die höchsten 
Ausgaben für Soforthil-
fe für Unternehmen, 
Selbständige und Ar-
beitnehmer in der 
Deutschen Geschichte 
beschlossen.  Ange-
sichts der derzeitigen 
dramatischen wirt-
schaftlichen Verwer-
fungen wurde ein  
Nachtragshaushalt 
2020 mit einer Netto-
kreditaufnahme von 
156 Mrd. Euro, die 
Ausnahme für außer-
gewöhnliche Notsitu-
ationen von der 
Schuldenbremse ge-
mäß Artikel 115 des 
Grundgesetzes sowie 
die Einrichtung des 
Wirtschaftsstabilisie-
rungsfonds mit Ga-
rantien über 400 
Mrd. Euro und einer 
Kreditermächtigung 
über 200 Mrd. Euro be-
schlossen.  

Das Corona-Virus be-
droht Menschenleben. 
Deshalb ist höchste 
Vorsicht geboten und 
die eingeleiteten weit-
reichenden Maßnah-
men erscheinen derzeit 
notwendig. All das hat 
einschneidende Auswir-
kungen auf unser tägli-
ches Leben und auf un-
ser ganzes Land. Das 
gilt auch für unsere 
Wirtschaft: Sehr viele 

kleine, mittlere und 
große Unternehmen 
sind dramatisch betrof-
fen. Unser Ziel ist es, 
Arbeitsplätze zu schüt-
zen und Unternehmen 
zu unterstützen, damit 
sie durch die Krise 
kommen. 

Mit der Sofort-Hilfe un-
terstützen wir gemein-
sam mit den Ländern 
sofort bei der Überbrü-
ckung der laufenden 
Betriebskosten. Mit 
dem Wirtschaftsstabili-
sierungsfonds kann gro-
ßen Unternehmen ge-
holfen werden. Für Be-
triebe jeder Größe gibt 
es passende Instrumen-
te. Wir wollen Brücken 
bauen und Strukturen 
e r h a l t e n ,  d a m i t 
Deutschland ein starkes 
Land bleibt. 

Die Größe und Dynamik 
der Corona-Krise erzwin-
gen ein Handeln des 
Staates, wie wir es nie 
erlebt haben. Wir haben 
heute im Bundestag das 
größte Rettungspaket für 
unsere Wirtschaft in der 
deutschen Geschichte 

beschlossen. Insge-
samt stehen Garan-
tien und Kredite für 
Unternehmen im 
Umfang von über 1,8 
Billionen Euro zur 
Verfügung. Das ist 
mehr als die Hälfte 
des Bruttoinlands-
produkts von rund 
3,5 Billionen Euro.  

Wir haben es mit ei-
ner außergewöhnli-
chen Notsituation zu 
tun. Dafür haben wir 
aus gutem Grund 
eine Ausnahmesitua-
tion in der Schulden-
bremse, die wir heu-

te im Bundestag be-
schlossen haben. Diese 
enorme Hilfsaktion ist 
einmalig und muss in 
ihrer Dauer strikt be-
grenzt sein. Der Staat 
kann nicht für immer die 
Unternehmen stützen. 
Wir werden nach dem 
Ende der Corona-Krise 
Schritt für Schritt die 
Verschuldung im Haus-
halt wieder zurückführen 
und uns von Beteiligun-
gen an Unternehmen 
trennen. 

Rettungspakete verabschiedet 

Freitag, 27. März 2020 

Themen 

 CORONA 

 Wirtschaft  

 Arbeit 

 Forschung 
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Bei den Ausgaben sind 50 Mil-
liarden Euro in der Soforthilfe 
für Kleinunternehmer geplant, 
55 Milliarden Euro als Globale 
Mehrausgabe Corona, 7,7 Milli-
arden Euro für Kosten im Ge-
schäftsbereich des Sozialminis-
teriums v.a. für die Kosten der 
Unterkunft- und ALG II-

M ehrb eda r f e 
und 3,1 Milliar-
den Euro für 
Zuschüsse zur 
B e k ä m p f u n g 
des Coronavi-
rus im Ge-

schäftsbereich des Gesund-
heitsministeriums. 5,9 Milliar-
den Euro sind als Vorsorge für 
zu erwartende Gewährleis-
tungsausfälle eingeplant. Der 
bisherige Gewährleistungsrah-
men wird von rund 465 Mrd. 
Euro (zuzüglich 20 Prozent un-
terjähriger Erhöhungsmöglich-
keit) auf knapp 822 Mrd. Euro 

Um angesichts der großen 
Herausforderung für Wirt-
schaft und Gesellschaft we-
gen der Coronakrise alle not-
wendigen Maßnahmen durch-
führen und finanzieren zu 
können, haben wir einen 
Nachtragshaushalt beschlos-
sen. Unter Nutzung der Son-
derregelung der 
S c h u l d e n b r e m s e 
„außergewöhnliche 
Notsituation“ ist 
hier eine Kreditauf-
nahme von nie da-
gewesener Dimensi-
on in Höhe von 156 Milliar-
den Euro ermöglichen. Diese 
Mittel sollen zur Deckung 
von Coronabedingten Steuer-
mindereinnahmen in Höhe 
von 33,5 Milliarden Euro und 
zur Ermöglichung zusätzli-
cher Ausgaben in der Höhe 
von 122,5 Milliarden Euro 
verwendet werden.  

(zuzüglich einer Erhöhungs-
möglichkeit um 30 Prozent) 
erhöht.  Der Tilgungsplan, 
der bei einer Schuldenaufnah-
me unter Bezugnahme auf 
eine „außergewöhnliche Not-
situation“ vorzulegen ist, 
sieht eine Rückzahlung der 
Mittel ab 2023 über insge-
samt 20 Jahre vor.  

Die Abkehr von der erfolgrei-
chen und verantwortungsbe-
w u s s t e n  P o l i t i k  d e r 
„Schwarzen Null“ ist uns 
nicht leicht gefallen, denn es 
werden jetzt zukünftige Leis-
tungsträger in unserer Gesell-
schaft erheblich stärker be-
lastet. Aber angesichts der 
derzeitigen Lage wollten und 
mussten wir den Regierungs-
vorschlägen  folgen, um grö-
ßeren Schaden, Not und Ver-
werfungen für unsere Wirt-
schaft und unser Land abzu-
wenden. 

Nachtragshaushalt wegen CORONA-Maßnahmen 

Nationales CORONA-Forschungsnetzwerk 

Unterstützung  Prozesse zur Be-
wältigung der Pandemie opti-
miert werden können. Dabei 
kommt es besonders darauf an, 
dass schnell, qualitätsgesichert 
und schlagkräftig gehandelt 

wird.  

Das Natio-
nale Netz-
werk der 
U n i v e r s i -
tätsmedizin 
wird unter 
Koordinie-
rung der 

Charité - Universitätsmedizin 
Berlin Maßnahmenpläne, Diag-
nostik- und Behandlungsstrate-
gien möglichst aller deutschen 
Universitätskliniken zusam-
menführen und auswerten kön-

Die Bundesregierung stellt 
150 Millionen Euro für Ver-
netzung im Kampf gegen 
Corona-Pandemie bereit. Da-
mit soll ein Nationales Netz-
werk der Universitätsmedi-
zin im Kampf 
gegen Covid-19 
errichtet wer-
den.  

Wir müssen 
alles daranset-
zen, dass wir 
mit Hilfe der 
die Wissen-
schaft bestmöglich die 
Corona-Pandemie bekämpfen 
und die Menschen schützen 
können. Die Bundesregie-
rung setzt daher auf eine Na-
tionale Task Force, mit deren 

nen. Die Universitätskliniken 
erfassen die Patientendaten 
systematisch und stellen diese 
in einer Datenbank der Wissen-
schaft zur Verfügung. Dadurch 
soll das Virus schneller und ef-
fektiver erforscht und Verbesse-
rungen in der Patientenbe-
handlung erreicht werden. Die 
systematische Nutzung der Da-
ten ist ein entscheidender 
Schlüssel zum Verständnis des 
Virus und bei der Entwicklung 
von Wirk- und Impfstoffen. 

Die Forschungsaktivitäten der 
deutschen Universitätsmedizin 
sollen dadurch gebündelt wer-
den und können effektiver die 
Behandlung der Patienten un-
terstützen und Leid abwenden. 
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Wirtschaft für die Zukunft fit machen 

ditfinanziert und viele private 
Kleinvermieter bestreiten ih-
ren eigenen Lebensunterhalt 
durch die Mieteinnahmen. 

Die Bundesregierung muss 
hier die Folgen der Rechtsän-
derung im Blick behalten und 
auch Vorsorge für eine not-
wendige Unterstützung auf 
Vermieterseite treffen. Mieter 
und Vermieter müssen ge-
meinsam sicher durch die Kri-
se kommen. Ideologische Vor-
behalte sind hier nicht zu ak-
zeptieren. Wir fordern die 
Bundesregierung auf, sich 
auch ihrer Verantwortung für 
die Immobilienwirtschaft be-
wusst zu werden und zu han-
deln. 

sehen, werden wir die nun auf-
genommenen Schulden und 
mögliche Staatsbeteiligungen 
schnell wieder zurückfahren 
und zu den bewährten Prinzi-
pien der Sozialen Marktwirt-
schaft zurückkehren müssen. 

Durch die Corona-
Krise stehen große 
Teile unserer Wirt-
schaft unverschul-
det vor extremen 
Herausforderun-
gen. Es ist daher 
richtig und wich-
tig, dass der Deut-
sche Bundestag in 
R e k o r d -
Geschwindigkeit 

ein milliardenschweres Hilfs-
programm verabschiedet hat. 
Damit sollen alle Bereiche unse-
rer Wirtschaft unterstützt wer-
den: vom Selbständigen über 
kleine und mittlere Unterneh-
men bis hin zu Großunterneh-
men. Der Instrumentenkasten 

ist umfassend und reicht von 
Z u s c h ü s s e n  f ü r  S o l o -
Selbständige und Kleinunter-
nehmen über Liquiditätshilfen 
bis hin zu Staatsbeteiligungen 
im äußersten Notfall. Priorität 
ist es, die Unternehmen am 
Leben zu halten und damit 
auch die Arbeitsplätze weitest-
gehend zu sichern. Wir von der 
Unionsfraktion lassen  die Un-
ternehmen in dieser Situation 
nicht allein. 

Und dennoch gilt es, schon 
jetzt die notwendigen Weichen 
zu stellen, um den Wirt-
schafts- und Investitionsstand-
ort Deutschland fit für die Zeit 
nach der Krise zu machen. Da-
zu braucht Deutschland eine 
Wachstumsagenda, die etwa 
Maßnahmen zur Entbürokrati-
sierung, zu wettbewerbsfähi-
gen Energiepreisen und ver-
besserten steuerlichen Rah-
menbedingungen für Investiti-
onen beinhaltet. 

Die Beschlüsse der abgelaufe-
nen Sitzungswoche zeigen: 
Wir tun als Staat, was wir 
können. Wir helfen kleinen 
Unternehmen und Solo-
Selbständigen schnell mit Zu-
schüssen. Für den breiten 
Mittelstand setzen wir 
alles daran, dass sie ne-
ben dem Kurzarbeiter-
geld an die liquiden 
Mittel  der KfW-
Programme kommen. 
Für besonders system-
relevante Unternehmen 
haben wir zudem den 
Wirtschaftsstabilisie-
rungsfonds aufgelegt. 

Wir müssen uns aber 
auch der Grenzen des Staates 
bewusst sein. Wir können 
nicht große Teile des BIP 
durch Steuergelder ersetzen. 
Jeder wird sich daher auf 
Einbußen gefasst machen 
müssen. Sobald wir wieder 
Licht am Ende des Tunnels 

zen, wenn die Pandemie bzw. 
die zu deren Bekämpfung ergrif-
fenen Regierungsmaßnahmen 
zu Einkommensverlusten führt. 

Bis staatliche Hilfszah-
lungen wie Wohngeld 
oder SGB bei den Kos-
ten der Unterkunft wir-
kungsvoll fließen, brau-
chen Mieter Sicherheit. 

Nehmen viele Mieter 
diese Möglichkeit in 
Anspruch, sind jedoch 
zunehmend Liquidi-

tätsengpässe auf Seiten der Ver-
mieter zu befürchten. Bei Pri-
vatvermietern kann schon eine 
Mietstundung zum Totalverlust 
der Mieteinnahmen führen. Vie-
le Immobilienprojekte sind kre-

Nach den Entscheidungen 
des Deutschen Bundestages 
über die vorübergehende 
Möglichkeit der Stundung 
von Mieten dürfen wir 
die wirtschaftlichen 
Folgen für die Vermie-
terseite nicht aus dem 
Blick zu verlieren.  
Die Bundesregierung 
muss nach Mieterret-
tung nun auch zur Si-
cherung der Vermieter 
beitragen. Wirtschaft-
liche Lasten können gerade 
kleine Privatvermieter hart 
treffen.. 

Es ist richtig, Mieter und Ei-
genheimbesitzer vor dem Ver-
lust der Wohnung zu schüt-

Vermieter nicht im Regen stehen lassen 
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«Weil es jetzt manchmal anders in der Zeitung steht: 
Das Land wird hier nicht von Virologen regiert. (...) Wir 
können mit unseren Organisationen nur eine Grundlage 
geben oder einen Entscheidungshorizont aufspannen. 
Aber die endgültigen Entscheidungen, die müssen ein-
deutig politisch getroffen werden.»  

(Der Charité-Vorstandsvorsitzende Heyo Kroemer am Donnerstag in 
Berlin zu den Empfehlungen der Wissenschaft an die Politik) 

Platz der Republik 1 
11011 Berlin 

AXEL E.  FISCHER  
MITGLIED DES DEUTSCHEN BUNDESTAGES 

Telefon: 030-227-73790 
Fax: 030-227-76677 
E-Mail: axel.fischer@bundestag.de 

Stark - Kompetent - Bürgernah 

Mit der Verlängerung der ver-
sicherungsfreien Beschäftigung 
von 70 auf 115 Tage helfen wir 
vor allem landwirtschaftlichen 
Betrieben in der beginnenden 
Erntezeit. Ausländische Ernte-

helfer können 
nun ihre Ar-
beitseinsätze in 
D e u t s c h l a n d 
verlängern. 

Das Sozial-
s chut z -Paket 
spannt einen 
Schutzschirm 
über die sozia-
len Dienstleis-
ter durch einen 
Sicherstellungs-
auftrag. Damit 
sichern wir un-

sere soziale Infrastruktur und 
festigen so die finanzielle Basis 
der Sozialdienstleister. 

Daneben haben wir auch ein 
umfassendes Maßnahmenpa-
ket für die Land- und Ernäh-
rungswirtschaft in Deutsch-
land auf den Weg gebracht. 

Damit stärken wir in dieser 
Krisenzeit die Erzeugung von 
heimischen regionalen Lebens-
mitteln, insbesondere im Be-
reich Obst und Gemüse. Denn 
diese Bereiche sind auf die Un-
terstützung durch Saisonar-
beitskräfte besonders stark an-
gewiesen. Da wir davon ausge-
hen müssen, dass angesichts 
der Corona-Pandemie sowie 
der damit zusammenhängen-
den Einschränkungen im Hin-

Der Bundestag hat ein Ge-
setz für den erleichterten Zu-
gang zu sozialer Sicherung 
und zum Einsatz und zur Ab-
sicherung sozialer Dienstleis-
ter aufgrund des Coronavirus 
SARS-CoV-2 beschlos-
sen. Mit dem Sozial-
schutz-Paket reagiert 
der Deutsche Bundes-
tag schnell auf die Um-
satzwegbrüche bei So-
lo -Selbstständigen, 
Künstlern und Klein-
stunternehmern infolge 
der Corona-Krise. Sie 
können jetzt in einem 
erleichterten Verfahren 
Zugang zu den Leistun-
gen der Grundsiche-
rung erhalten und sind 
dadurch sozial abgesichert. 

Mit den großzügigen Rege-
lungen bei den Hinzuver-
dienstmöglichkeiten während 
des Bezugs von Kurzarbeiter-
geld verfolgen wir eine Dop-
pelstrategie: Kurzarbeiter 
können künftig ihre Einkom-
menseinbußen bis zur Höhe 
ihres bisherigen Nettoent-
gelts kompensieren, wenn sie 
eine Beschäftigung in sys-
temrelevanten Bereichen, 
unter anderem in der Land-
wirtschaft aufnehmen. Das 
ist ein wichtiger Anreiz zur 
Arbeitsaufnahme. Er soll 
auch helfen, mögliche Ernte-
ausfälle in der Landwirt-
schaft, die sich wegen fehlen-
der Erntehelfer abzeichnen, 
aufzufangen. 

blick auf den grenzüberschrei-
tenden Reiseverkehr in Europa 
viele helfende Hände aus dem 
Ausland fehlen werden, haben 
wir auch stärkere Anreize für 
all jene in Deutschland geschaf-
fen, die in der Landwirtschaft 
mitarbeiten wollen. So werden 
beispielsweise Nebeneinkünfte 
aus der Landwirtschaft bis zur 
Höhe des bisherigen Lohns 
nicht auf das Kurzarbeitergeld 
angerechnet. Über eine Platt-
form www.daslandhilft.de könn
en sich potentielle Arbeitneh-
mer und Arbeitgeber im Agrar-
sektor miteinander vernetzen.  

Die Corona-Krise trifft auch 
Künstlerinnen und Künstler, 
viele Freiberufler der Kultur- 
und Medienbranche sowie Ki-
nos und Kultureinrichtungen 
mit voller Wucht. Existenzen 
sind gefährdet und dies völlig 
unverschuldet. Deshalb ist die 
Corona-Soforthilfe auch für So-
lo-Selbständige und kleine Un-
ternehmen in Höhe von insge-
samt bis zu 50 Milliarden Euro 
vorgesehen. Mit den Liquidi-
tätshilfen können beispielswei-
se laufende Betriebskosten wie 
Mieten von Kinos, Musikclubs 
oder Künstlerateliers bezahlt 
werden. 

Wir leben in schwierigen Zeiten 
und müssen zusammenhal-
ten. Übergreifende Solidarität 
ist das Gebot der Stunde. Das 
machen wir mit den i dieser 
Woche verabschiedeten Ret-
tungspaketen. 

Solidarität als Gebot der Stunde 


